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es immer noch genügend Be-

fürworter hinter den Kulissen, 

die alles tun, um die nächste 

Atomrenaissance vorzuberei-

ten. Der Atomstromersatz mit 

Ausbau der Erneuerbaren 

Energien wurde bereits erfolg-

reich gedrosselt, der Ausbau 

der Atomforschung für neue 

AKW Generationen wird am 

KIT kräftig vorangetrieben 

und am Fundament Euratom 

wird nicht gerüttelt. Eines Ta-

ges, so das Kalkül, wird die 

massive Unterstützung Eura-

toms für den Ausbau der 

Atomkraft auch in Deutsch-

land wieder benötigt. 

Daher muss das Ende des Eu-

ratom-Vertrages endlich über 

die Koalitionsverhandlungen 

auf die politische Tagesord-

nung im Atomausstiegsland 

Deutschland. 

Es wird Zeit, dass die Gesell-

schaft in Deutschland auf-

wacht und merkt, dass der 

Atomausstieg noch längst 

nicht verwirklicht ist und of-

fensichtlich Kräfte in EU 

Kommission und deutscher 

Regierung exakt am Plan einer 

Renaissance der Atomenergie 

auch in Deutschland arbeiten 

und dies sogar mit dem ge-

setzlichen Auftrag von Eura-

tom. 

* Hans-Josef Fell, EEG-Mitautor, 

Präsident der Energy Watch Group 

und bis 2013 grüner Bundestags-

abgeordneter, sekretariat@hans-

josef-fell.de   

Viele Experten halten den 

Zeitplan für die Suche nach 

einem Endlager – Benennung 

eines Standorts bis 2031, In-

betriebnahme 2050 – für zu 

optimistisch. Die Frage wird 

demnach immer drängender: 

Welche Konsequenzen erge-

ben sich daraus, dass mit einer 

Endlagerung von insbesonde-

re hochradioaktiven Abfällen 

nicht wirklich ab dem Jahr 

2050 zu rechnen ist? Wenn 

rund 1.900 Castorbehälter bis 

zu hundert Jahre zwischenge-

lagert werden müssen, wenn 

also aus der Zwischenlagerung 

eine Dauerlagerung wird? 

Zunächst erwarten wir von 

staatlicher Seite, dass sie diese 

Möglichkeit ernsthaft in Be-

tracht zieht und umgehend ei-

ne kritische Bestandsaufnahme 

und einen abgestuften Maß-

nahmenplan für eine langfris-

tige Zwischenlagerung erar-

beitet. 

Denn bislang kommen kriti-

sche Betrachtungen der Prob-

leme, die sich aus einer Dau-

erzwischenlagerung ergeben, 

nicht von staatlicher Seite, 

sondern von einer Umweltor-

ganisation, hier dem BUND2, 

                                                  
1 www.bi-luechow-

dannenberg.de/?page_id=9318  
2 BUND-Eckpunkte Zwischenla-

gerung hoch radioaktiver Atom-

müll: Atommüll-Zwischenlager-

und dem Strahlentelex, der ei-

nen Beitrag von Dr. Rainer 

Moormann veröffentlichte.3 

Zuständig für die Atommüll-

Zwischenlagerung ist seit 1. 

August nicht mehr die Gesell-

schaft für Nuklearservice 

(GNS), sondern der Bund. 

Dazu wurde eigens die bun-

deseigene Gesellschaft für 

Zwischenlagerung (BGZ) ge-

gründet. Doch von dort kom-

men nur bekannte Töne, denn 

die Belegschaft der GNS wur-

de zu 100 Prozent übernom-

men. Zwar ist mit dem Ex-

Staatssekretär im Bundesum-

weltministerium Jochen Flas-

barth ein ehemaliger Umwelt-

schützer zum Chef der BGZ 

ernannt worden. Flasbarth war 

zwischen 1994 und 2003 Prä-

sident des Naturschutzbundes 

                                                  
Konzept jetzt überprüfen, Berlin, 

14.06.2017, 

www.bund.net/fileadmin/user_up

load_bund/publikationen/atomkra

ft/zwischenlagerung_atommuell_

eckpunkte.pdf  

Oda Becker: Aktuelle Probleme 

und Gefahren bei deutschen Zwi-

schenlagern für hoch-radioaktive 

Abfälle, Studie im Auftrag des 

BUND, Berlin, Okt. 2017, 

www.bund.net/zwischenlager-

studie  
3 Rainer Moormann: Verlängerte 

Zwischenlagerung wärementwi-

ckelnder Abfälle, Strahlentelex 

738-739 v. 5.10.2017, S. 1-7, 

www.strahlentelex.de/Stx_17_73

8-739_S01-07.pdf  

NABU, bevor er in das Bun-

desumweltministerium wech-

selte. Aber mit der neuen Auf-

sicht in Gorleben werde sich 

praktisch kaum etwas ändern, 

sagte Charl Liebich, Sprecher 

der BGZ, gegenüber dem 

NDR. Der Atommüll müsse 

weiter überwacht und gesi-

chert werden. 

Umso wichtiger ist es, dass 

wir auf flagrante Sicherheits-

mängel hinweisen. Dazu hat 

der BUND, wie erwähnt, eine 

ausführliche Stellungnahme 

vorgelegt. Die BI Umwelt-

schutz kann der Autorin des 

BUND-Gutachtens, Oda Be-

cker, jedoch nicht in allen 

Punkten folgen. Richtig ist, 

dass sich aus einer Lagerung 

hochradioaktiver Abfälle über 

die bisher angenommenen 40 

Jahre hinaus in allen Zwi-

schenlagern – den kraftwerks-

fernen wie denen in Ahaus, 

Gorleben und Greifswald/Lub-

min, wie auch den kraftwerks-

nahen – zwei Aspekte bedeut-

sam sind: die Alterung und 

ein Schutz gegen Einwirkung 

Dritter (gemeint sind zivile 

Unfälle wie ein Flugzeugab-

sturz und gezielte Terroran-

griffe). Das sieht auch Moor-

mann so. 

Oda Becker betrachtet aus-

führlich den Forschungs- und 

Nachrüstungsbedarf. Und sie 

fordert vordringlich für Repa-

raturen „heiße Zellen“ am je-

weiligen Dauerlagerstandort. 

Das greift unseres Erachtens 

zu kurz. 

Zu unterscheiden wäre aus un-

serer Sicht viel schärfer zwi-

schen „Zwischenlagerung“ (short 

term) und Dauerlagerung (long 

term). Angesichts der noch 

nicht gelösten Probleme bei 

der Endlagerung und des nicht 

absehbaren Termins für deren 

Beginn müssen wir davon 

ausgehen, dass eine Dauerla-

gerung (long term) des Atom-

mülls notwendig ist. Die bis-

herigen Lagerstätten sind für 

eine so lange Zeitdauer aber 

nicht ausgelegt. Die entschei-

dende Frage ist, ob es möglich 

ist, sie entsprechend nachzu-

rüsten – oder ob letztendlich 

neue Zwischenlager gebaut wer-

den müssen. 

Die Forderung der BUND-

Stellungnahme, an den beste-

henden Lagern „heiße Zellen“ 

für die Reparatur defekter Be-

hälter einzurichten, ist deshalb 

auf den ersten Blick nahelie-

gend. Rainer Moormann hält 

sie dagegen nicht für notwen-

dig: Die Deckelsysteme und 

Dichtungen ließen sich auch 

im Reparaturbereich eines La-

gers reparieren, solange nicht 

unterstellt wird, dass beide 

Deckeldichtungen zeitgleich 

versagen (s. Strahlentelex 10/ 

2017, Beitrag von Dr. Rainer 

Moormann)3. 

Wir wollen die Gefahr, dass 

Castorbehälter im normalen 

Zwischenlager-Betrieb in eine 

kritische Situation geraten 

könnten, nicht herunterspie-

len. Aber unserer Meinung 

nach ist sie im Vergleich zu 

der Frage, ob die bisherigen 

Zwischenlagerhallen Bestand 

haben oder nicht, als nachran-

gig zu betrachten. Denn die 

Sicherheitsfrage stellt sich so-

fort und ganz dringend, wenn 

in den Fokus die „Einwirkun-

gen von außen“ wie ein Flug-

zeugabsturz oder kriegerische 

sowie terroristische Attacken 

gerückt werden. Dazu muss 

man wissen, dass es trotz aller 

Atommüll 
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Versuche der kritischen Öf-

fentlichkeit bisher nicht mög-

lich war, eine Flugverbotszone 

für Zwischenlager durchzuset-

zen. 

Vorrangig ist also die Frage, 

welches Zwischenlager-Kon-

zept gegen Einwirkungen von 

außen die größtmögliche Si-

cherheit bietet. In den USA 

sollen Atommüll-Behälter zum 

Schutz gegen Terrorangriffe 

nicht mehr oberirdisch gela-

gert werden. Der Forschungs-

verbund Entria, eingerichtet 

vom Bundesministerium für 

Bildung und Forschung, be-

fasste sich auch mit diesen 

Modellen, vor allem mit dem 

niederländischen Konzept, das 

weitgehend „ausgereift“ ist. 

Die Entria-Arbeitsgruppe aus 

Braunschweig hat das nieder-

ländische Modell unter die 

Lupe genommen.4 Diese im 

Vergleich zur deutschen Zwi-

schenlagerung deutlich unter-

schiedlichen Sicherheits-Kon-

zepte betrachtet die BUND-

Stellungnahme unserer Mei-

nung nach nicht ausreichend. 

Bezüglich der Einwirkung 

Dritter verweist die Autorin 

Oda Becker selbst auf das 

Brunsbüttel-Urteil und diffe-

renziert zwischen den Lagern 

in Nord- und Süddeutschland, 

die in der Tat große Unter-

schiede aufweisen: Während 

die Standort-Zwischenlager in 

Norddeutschland nach dem 

sogenannten STEAG-Konzept 

errichtet wurden, ähnelt das 

Transportbehälterlager (TBL-) 

Gorleben den Anlagen, die im 

süddeutschen Raum nach dem 

sogenannten WTI-Konzept ge-

baut wurden. Das STEAG-

Konzept verfügt über die mas-

sivere Bauweise mit Wand-

stärken von circa 1,20 Meter 

sowie einer Dachdecke mit ei-

ner Stärke von circa 1,30 Me-

ter. 

                                                  
4 Detlef Appel, Jürgen Kreusch, 

Wolfgang Neumann: ENTRIA-

Arbeitsbericht-01, „Darstellung von 

Entsorgungsoptionen“ (s. ab S.69) 

https://www.entria.de/fileadmin/e

ntria/Dokumente/Arbeitsberichte/

ENTRIA-Arbeitsbericht-

01_Appel_Entsorgungsoptionen.p

df  

Wie sieht es in Ahaus und 

Gorleben aus? Die Wärmeab-

fuhr aus der Lagerhalle erfolgt 

ohne jede Filterung mittels 

Belüftungsöffnungen im unte-

ren Teil der Wände und Ent-

lüftungsöffnungen im Dach-

bereich. Die Außenwände sind 

50 Zentimeter dick und ver-

jüngen sich konisch auf 20 

Zentimeter. Die Hallendecken 

in Ahaus und Gorleben sind 

nach unseren Informationen so-

gar nur 20 Zentimeter dick! In 

der ESK-Stellungnahme „Stress-

test“ war übrigens angegeben, 

dass bei einer längeren Über-

schreitung der Schneelast Ris-

se an den Dachbindern ent-

stehen können, die zu Rost 

führen können.5  

Deshalb heißt das TBL-Gor-

leben im Volksmund schlicht 

„Kartoffelscheune“. In unse-

ren Augen ist es zweifelhaft, 

dass ein solcher Schlichtbau 

bautechnisch – etwa mit der 

geplanten zweiten Wand – so 

weit aufgerüstet werden kann, 

dass er die Castoren gegen 

Flugzeugabstürze oder Terror-

angriffe schützt. Wir halten es 

für unumgänglich, dieses La-

ger außer Betrieb zu nehmen. 

In Gorleben gibt es mit der 

Pilot-Konditionierungsanlage 

(PKA) sogar die geforderte 

„heiße Zelle“. Die Expertise 

des BUND stellt nicht klar, 

dass diese PKA kein Modell 

für die geforderte heiße Zelle 

ist. Diese PKA ist völlig ver-

altet – leider verliert Oda Be-

cker kein Wort darüber. Zu 

dieser Frage hat ihr Kollege 

Wolfgang Neumann eine um-

fassende Expertise verfasst. 

Die PKA ist nur auf dem Pa-

pier ein „Referenz“-Modell: 

Sie entspricht nicht dem heu-

tigen Stand von Wissenschaft 

und Technik. Dies gilt in Be-

zug auf die elektronischen 

                                                  
5 Stellungnahme der Entsorgungs-

kommission (ESK) vom 14.03. 

2013, ESK-Stresstest für Anlagen 

und Einrichtungen der Ver- und 

Entsorgung in Deutschland; zu 

Schneelast, Korrosion Dachbin-

der, S. 141 

http://www.entsorgungskommissi

on.de/sites/default/files/download

s/snstresstestteil114032013.pdf  

Systeme und die Pufferlager-

kapazitäten. In Bezug auf 

Störfälle gilt dies auch für ei-

nige Sicherheitsnachweise (Erd-

beben, langanhaltender Strom-

ausfall, anlageninterner Brand, 

Absturz eines schnell fliegen-

den Militärflugzeugs). Außer-

dem ist die Anlage nicht ge-

gen den Absturz eines Groß-

raumflugzeugs oder gegen 

Terrorschläge ausgelegt. 

Grundsätzlich ist die Dauerla-

gerung von Atommüll nicht 

abgetrennt von einer angeb-

lich neuen Endlagersuche zu 

betrachten. Wir haben zur 

Kenntnis genommen, dass das 

nationale Entsorgungspro-

gramm ein Eingangslager für 

die Castorbehälter am mut-

maßlichen Endlagerstandort 

favorisiert. Diese Ambiguität 

haben wir im Blick, denn der 

kann aus geologischer und po-

litischer Sicht nicht Gorleben 

sein. Allen Versuchen, den 

Salzstock Gorleben weiter im 

Spiel zu belassen und die 

Such- und Sicherheitskriterien 

„wissenschaftlich“ so abzufas-

sen, dass der Standort „geht“, 

werden wir weiter entschieden 

entgegentreten. 

Aus unserer Sicht ergibt sich 

ein abgestufter Handlungsbe-

darf: Ahaus und Gorleben und 

die WTI-Lager taugen schon 

jetzt nicht mehr als sichere 

Zwischenlager (short term) – 

als Dauerlager (long term) 

taugen sie keinesfalls. Soge-

nannte „Härtungen“, wie es so 

schön heißt, also Nachbesse-

rungen o.ä. (dazu gehört auch 

die ausufernde Debatte um 

„heiße Zellen“), lenken von 

dieser zentralen Forderung ab. 

Käme es tatsächlich nur zu 

flüchtigen Nachrüstungen an 

Anlagen, die in Wirklichkeit 

heute nicht mehr so gebaut 

würden: Ein Widerruf der Be-

triebsgenehmigungen wäre die 

richtige Antwort!  

Worauf müssen wir achten? 

Wir müssen eine Debatte um 

die Sicherheit der Lagerstätten 

führen und dabei Grundsätze 

und Forderungen formulieren. 

Die Dauerlager müssen fol-

gende Kriterien erfüllen: 

1. Der sicherheitstechnische 

Zustand der Behälter darf sich 

für einen Zeitraum über 100 

Jahre nicht verändern. 

2. Sie müssen ein Mehrbarri-

erensystem gegen mechani-

sche und thermische Einwir-

kungen besitzen, Redundanz 

und Robustheit müssen gege-

ben sein. 

3. Die Behälter müssen wirk-

sam vor allen denkbaren Um-

welteinflüssen (Erdbeben, Über-

flutung, Feuer, Sturm, Starkre-

gen etc.) geschützt werden. 

4. Sie müssen einen wirksa-

men Schutz vor terroristischen 

und kriegerischen Aktivitäten, 

digitalen Daten-Angriffen (z.B. 

„Cyberwar“), bieten. 

5. Sie müssen gegen „innere 

Bedrohungen“, z.B. den Zu-

sammenbruch von Versor-

gungsleitungen und gegen Sa-

botage geschützt sein. 

Und natürlich müssen wir da-

rauf achten, dass die Öffent-

lichkeit nicht übergangen wird, 

zum Beispiel durch den Ver-

weis auf einen bestehenden 

Rechtsschutz der Anlagen. 

Neben der Informationspflicht 

der Betreiber tragen Debatten, 

Einspruchsrechte von Betrof-

fenen, Klagerechte u.a. dazu 

bei, eine größtmögliche Si-

cherheit dieser Atomanlagen 

zu erreichen. Denn wegzau-

bern lässt sich der Atommüll 

nicht. Die Menge lässt sich 

jedoch begrenzen durch einen 

sofortigen Atomausstieg, der 

auch die Brennelementefabrik 

in Lingen und die Urananrei-

cherungsanlage in Gronau ein-

schließt. Dort fällt ohne zeit-

liche Begrenzung Atommüll 

an, denn diese Anlagen sind 

sogar vom Atomausstieg bis 

2020 ausgenommen. 

Ein Weiterso aber, wie es von 

Seiten des nun staatlichen Be-

treibers offensichtlich ange-

strebt wird, kann und darf es 

nicht geben.  
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